
575.8
576.0

574.5

576.0

Gewerbering

Gewerbering

9

4

10

5

1

7

HsNr. 3

2

6

462/9

462/10

462/17

462/16

463/7

463
463/6

462/14

461/1

462/11

20,0

22,0

27,00

8

13,0

13,5

9,80

30,0

alte Grundstücksgrenze

neue Grundstücksgrenze

alte Grundstücksgrenze

100 m Linie Autobahn

100 m Linie Autobahn

40 m Linie Autobahn Landkreisstraße

Zaun

A 96

KrLL 1

141

GR 975
FD

Gewerbegebiet

GE

10 m Linie Landkreis Straße

462

Regenwasserbecken

Container-

Stand

GR 8490
FD

Bauraum 1

Bauraum 2

Zaun

WHAttika 587,80 üNN

Bauraum 1

WHAttika

593,60 üNN

HFFB EG 576,30  üNN

Vordach

WHAttika 594,0 üNN

FWZ

neue G
rundstücksgrenze

Ortsrandbegrünung

A 96

neue Grundstücksgrenze

576.0

57
0

570

57
0

57
0

580

580

580

56
7.

00

567.25567.50

567.75

568.00

56
8.

25

568.50568.75
569.00

569.00

569.25
569.50

569.75

569.75

570.00

570.00

570.25

570.25

570.50

570.50

570.75

570.75

57
0.

75

571.00

571.00

57
1.0

0

57
1.2

5

571.25

571.25

57
1.

25571.25 571.25

57
1.5

0

571.50

571.50

571.50

57
1.

50

57
1.

75

571.75

571.75

57
1.7

5

57
2.

00

572.00

572.00

57
2.

00

57
2.

25

572.25

57
2.

25

572.25

57
2.

50

572.50

57
2.

50

57
2.

50

572.50

57
2.

75

572.75

57
2.

75

57
2.

75

572.75

573.00

57
3.

00

573.00

573.00

57
3.

00

573.00

573.25

57
3.

25

573.25

57
3.

25

57
3.

25

573.25

573.50

573.50

57
3.

50

573.50

57
3.

50

57
3.

50573.50

573.75

573.75

57
3.

75

573.75

57
3.

75
57

3.
75

573.75

574.00

57
4.

00

574.00

57
4.

00

57
4.

00

574.00

574.00

574.00

574.25

574.25

57
4.

25

574.25

574.25

57
4.

25

574.25

574.25

574.25

574.25

57
4.

50

574.50

574.50

574.50

574.50

574.50

574.50

57
4.

50

574.50

574.50

57
4.

75

574.75

574.75

574.75

57
4.7

5

574.75

57
4.

75

574.75

574.75

57
5.

00

575.00

575.00

575.00

57
5.

00

575.00

57
5.

00

575.00

575.00

575.00

575.25

57
5.

25

575.25

575.25

575.25

57
5.

25

575.25

57
5.

25

575.25

575.25

575.50

57
5.

50

575.50

575.50

575.50

575.50

57
5.5

0

57
5.

50

575.50

575.75

57
5.

75

575.75

575.75

575.75

575.75

575.75

57
5.

75

575.75

576.00

57
6.

00

576.00

576.00

576.00

576.00

576.00

57
6.

00

57
6.

25

576.25

576.25

576.25

576.25

57
6.

25

576.25

57
6.

50

576.50

576.50

576.50

576.50

57
6.5

0

57
6.

75

576.75

576.75

576.75

576.75

57
7.

00

577.00

577.00

577.00

577.00

57
7.

25

577.25

577.25

577.25

57
7.

50

577.50

577.50

577.50

57
7.

75

577.75

577.75

577.75

57
8.

00

578.00

578.00

57
8.

25

578.25

578.25

57
8.

50

578.50

578.50

57
8.

75

578.75

578.75

57
9.

00

579.00

579.00

57
9.

25

579.25

579.25

57
9.

50

579.50

579.50

57
9.

75

579.75

579.75

58
0.0

0

580.00

580.25

580.25

580.50

580.50

580.75

58
1.0

0

581.25

 GOP

Wald mit besonderer
Bedeutung für
das Landschaftsbild

 LPB

 GOP

3
GE

1
GE

BAB A96
3
MI

5
SO

10
WA

13
WA

MD

4
MI

4

MI

14
WA

MI
15
WA

A  Festsetzungen

1  Geltungsbereich und Abgrenzung unterschiedlicher   
 Festsetzungen

1.1  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des vorhaben- bezogenen
 Bebauungsplanes

1.2  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Vorhaben- und  
 Erschließungsplanes

1.3  Abgrenzung von unterschiedlichen Festsetzungen hinsichtlich  
 Gebäudehöhe und Dachform

2  Art der Nutzung

2.1    GE    Gewerbegebiet  (gem. § 8 BauNVO);

            Nicht zulässig sind:
 Tankstellen
 Anlagen für sportliche Zwecke

 sowie die nach § 8 Abs. 3 ausnahmsweise zulässigen
 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für
 Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb

zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind
 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
 Vergnügungsstätten

 
 Zulässig sind nur solche Nutzungen, zu deren Durchführung sich
  der Vorhabenträger in einem Durchführungsvertrag verpflichtet.
 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig.

3  Maß der baulichen Nutzung

3.1  GR 2000  höchstzulässige Grundfläche (GR) in qm (z.B. 2.000 qm)

3.2 Die festgesetzte GR kann durch die in § 19 Abs. 4 BauNVO Nr. 1-3
genannten

 Anlagen bis zu einer Gesamt-Grundflächenzahl von max. 0,85
überschritten werden.

3.3  WH 576,5m ü NN  Maximal zulässige Wandhöhe in Meter über NN,
 z.B. 576,5m ü NN; die Wandhöhe wird bis zum Schnittpunkt der

Außenwand mit der Dachhaut gemessen (Attika);
 Auf dem Dach aufgeständerte Anlagen zur Photovoltaik dürfen diese

Höhe überschreiten

3.4  FH 580,0m ü NN Maximal zulässige Firsthöhe in Meter über NN,
 z.B. 580,0m ü NN; die Firsthöhe wird bis zum höchsten Punkt des

Gebäudes gemessen; bei Gebäuden mit Flachdach ist die Firsthöhe nicht relevant

3.5  H 573,2m ü NN Maximal zulässige Gesamthöhe in Meter über NN, z.B.
573,5m ü NN (Flachdachbereich

3.6 D i e F i r s t h ö h e d a r f i m B a u r a u m 2 z u r A n l a g e e i n e s
Transportdrohnenlandeplatzes um 1,8m überschritten werden. Hierbei darf die
Hüllfläche einschließlich des Treppenhauses max 30% des darunterliegenden
Geschosses betragen

4  Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche
4.1 Es wird die abweichende Bauweise festgesetzt. Gebäude müssen mit

 seitlichem Grenzabstand errichtet werden. Die maximale
Gebäudelänge  beträgt 85,0m.

4.2   Baugrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 1 BauNVO)

4.3   Die festgesetzten Baugrenzen dürfen durch Grundflächen von
untergeordneten bauli- chen Anlagen wie z.B. Balkonen, Außentreppen,
Dachüberstände und Wintergärten um bis zu 1,5 m überschritten werden.

4.4   Untergeordnete bauliche Anlagen, die die Barrierefreiheit eines  
Gebäudes ermögli- chen, insbesondere Rampen und Aufzüge sind  a u c h
außerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche  zulässig.

4.5   Hinsichtlich der Abstandsflächen ist grundsätzlich der Wert 0,25 H  
einzuhalten.

 
5  Bauliche Gestaltung

5.1  FD   nur Flachdächer zulässig

5.2  Für untergeordnete Bauteile und erdgeschossige Anbauten sind auch
andere Dachformen zulässig.

5.3   Photovoltaikanlagen auf dem Dach sind erwünscht

5.4   Einfriedungen sind nur sockellos und bis zu einer Höhe von 2,5m
zulässig. Sie dürfen nicht als geschlossene Mauern errichtet werden.

6 Erschließung, Stellplätze, Nebenanlagen

6.1   öffentliche Straßenverkehrsfläche

6.2   Straßenbegrenzungslinie

6.3   Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

6.4   Bereich ohne Einfahrt; Ausfahrten zulässig

6.5   Bereich ohne Ausfahrt; Einfahrt zulässig

6.6   Ein- und Ausfahrtsbereich

6.7   Fläche für Stellplätze

6.8   Fläche für Fahrrad / Motorradstellplatz

6.9 Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO und nicht-
 überdachte Stellplätze sind auch außerhalb der festgesetzten
 überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

6.10   Sichtflächen für den fließenden Verkehr; innerhalb der Fläche
       muss eine uneingeschränkte Sicht jeweils zwischen 0,80m
   und 2,50 m über Fahrbahn-Oberkante gewährleistet sein.

6.11 Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen
befestigten Flächen ist, soweit die Bodenbeschaffenheit dies zulässt, zu versickern.
Für die Entwässerung von Niederschlagswasser ist das Entwässerungskonzept zum
Bebauungsplan (siehe Anhang) maßgeblich. Für die Versickerung nicht
verunreinigten Niederschlagswassers  g e l t e n g r u n d s ä t z l i c h d i e
Niederschlagswasser-freistellungsverordnung  (NWFreiV) und die  
Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von g e s a m m e l t e m
Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW).

 Bei der Planung und Ausführung der Niederschlagswasser-
beseitigungsanlagen sind die Grundsätze der  Regenwasserbewirtschaftung in
Siedlungen gem. ATV-DVWK Merkblatt M153 zu beachten.

 Anfallendes unverschmutztes Niederschlagswasser wird in  
Sickermulden angestaut und unter Berücksichtigung eines 25% über einem 10
jährigen Starkregenereignisses zu sammeln und gedrosselt ( max. 4 ltr/s) in den
vorhandenen Retentionsteich abzugeben.

7  Grünordnung

 7.1  Fläche zum Pflanzen von Bäumen und Sträuchern, zu pflanzende
Bäume

  Die privaten Grünflächen und Flächen zum Pflanzen von Sträuchern
 sind  mit heimischen Sträuchern zu bepflanzen.

7.2  Die Retentionsflächen / -mulden sind als Dauergrünland anzulegen
 und entsprechend den Regeln für Retensionsräume  der
Ammerseewerke gkU zu pflegen.

7.3 Oberirdische, sind wasserdurchlässig zu befestigen
 (z. B. Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, wassergebundene

Decken).

7.4 Die Gehölzpflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung
der Erschließung durchzuführen. Ausfallende Gehölze sind spätestens in der
folgenden Vegetationspe- riode entsprechend den festgesetzten Standorten
nachzupflanzen.

8.  Eingriffsregelung nach dem BNatSchG

 Durch die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans
werden aufgrund Ausweisung neuer Gewerbebauflächen Eingriffe in Naturhaushalt
und Landschaftsbild generiert. Die Gewerbeflächen stellen einen länger
a n d a u e r n d e n E i n g r i f f i n d i e L a n d s c h a f t d a r , d e r g e m .
Naturschutzrechtauszugleichen ist.

 Im Rahmen der Beurteilung des Eingriffes wird festgestellt, dass ein
Ausgleich erforderlich ist, da die Eingriffe   zum Teil ohne planerische Entscheidung
nicht zulässig waren (§ 1a Abs. 3 BauGB). XXXXX

9.  Werbeanlagen

 Hier müssen wir noch den Bedarf abfragen

B Hinweise

1   bestehende Grundstücksgrenze

2   aufzuhebende Grundstücksgrenze

3   Flurstücksnummer, z.B. Fl. Nr. 462/7

4   bestehende Haupt- und Nebengebäude

5   Höhenpunkte über Normalnull (z.B. 568,46m ü NN)

6   Maßzahl in Metern

6   abzureißendes Gebäude (Fahrsilo)

7 Art. 8 Abs. 1 DSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet,
 dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem  
Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet  sind auch
der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie  der Unternehmer und der
Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund  geführt haben. Die Anzeige eines der
Verpflichteten befreit die  übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem
Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch  
Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

8 Gemäß Arbeitsblatt W 405 des deutschen Vereins für Gas- und
Wasserfach e.V. (DVGW) muss für das Gebiet 48 m3/h (800 l/m) Löschwasser über
zwei Stunden hin- weg, zur Verfügung gestellt werden.

9 Bei der Planung und Umsetzung von Bauvorhaben ist darauf zu
achten, dass die Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr DIN 14090“ unter allen
Umständen eingehalten wird. Diese bezieht sich unter anderem auf die
erforderlichen Rettungswege und bau- liche Vorkehrungen bei der Errichtung von
PV-Anlagen.

10 Bei Auffälligkeiten der Bodenbeschaffenheit die auf das Vorliegen von
Altlasten schließen lassen, ist Abfall- /Bodenschutzbehörde gemäß § 47 Abs. 3
KrWG und Art. 1 Satz 1 und 2 i.V.m. Art 12 BayBodSchG zu informieren. Die
weiteren Maßnahmen wie Aushubüberwachung nach § 51 Abs. 1 Nrn. 1 u. 2 KrWG
und Art. 30 BayAbfG i.V.m. § 10 Abs. 2 Nrn. 5 - 8 KrWG, die Abstimmung von
Verwertungs- und Entsor- gungsmaßnahmen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und § 3
Nachweisverordnung und ggfs. nachfolgende Beweissicherungsuntersuchungen
nach 10 Abs. 1 S. 1 i.V.m. § 4 Abs. 2 BBodSchG sind mit der unteren Abfall-/
Bodenschutz-behörde abzustimmen.

11 Stellplatzbedarf

12 Fassadenbegrünung
 Eine Begrünung der Fassaden mit sommer- oder wintergrünen Arten,
 bzw. das Anlegen von Spalieren ist ausdrücklich erwünscht.

 Echter Wein (Vitis vinifera) Spalierobst 
 Gewöhnlicher Efeu (Hedera helix) Waldgeißblatt (Lonicera in Arten
 und Sorten)   Kletterrosen Waldrebe (Clematis in Arten und Sorten)

 

13 EMPFEHLUNGEN

13.1      Einfriedungen
 Um tierökologische Verbindungsfunktionen zu unterstützen (z.B.

Durchschlupfmöglichkeiten für Igel) sollten 10 cm Abstand zwischen der Unterkante
des Zaunes und der Geländeoberkante eingehalten werden.

13.2      CO2-Einsparung
 Es wird angeregt die Gebäude in Niedrigenergiebauweise (z.B.

Passivhaus, Null- oder Plusenergiehaus, KfW-55/KfW-70) zu errichten; dabei soll
der Wärmebedarf maximal 70 kWh/(m²a) betragen.

13.3       Photovoltaikanlagen
 Bei der Errichtung von Photovoltaikanlagen wird angeregt, einen

Feuerwehr-Schutzschalter (z.B. Feuerwehrschalter SOL30- Safety) gut sichtbar und
zugänglicheinzubauen. Dieser kann im Brandfall oder bei Beschädigung der
Verkabelung die Solarzellen passiv schalten, damit kein Strom produziert werden
kann.

 
Kartengrundlage:   Digitale Flurkarte der Bayer. Vermessungsverwaltung, Luftbilder LVG
 Bayern
Maßentnahme:  Planzeichnung zur Maßentnahme nur bedingt geeignet; keine  
 für Maßhaltigkeit.

Bei der Vermessung sind etwaige Differenzen auszugleichen.

Planfertiger:    Schondorf,den ....................................................................

 ............................................................................................
 (Dipl. Ing. Architekt Edgar Bürger)

Gemeinde:     Greifenberg, den ..............................................................

 ............................................................................................
 (Albrecht, Erster Bürgermeister)

 
Verfahrensvermerke

 1.Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans wurde vom
Gemeinderat am .................... gefasst und am .................... ortsüblich bekannt
gemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

 Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zum Bebauungsplan-
Vorentwurf in der Fassung vom .................... hat in der Zeit vom ....................
bis .................... stattgefunden (§ 3 Abs. 1 BauGB).

 Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange zum Bebauungsplan-Vorentwurf in der Fassung
vom .................... hat in der Zeit vom .................... bis .................... stattgefunden (§
4 Abs. 1 Satz 1 BauGB).

 Die öffentliche Auslegung des vom Gemeinderat am ....................
gebilligten Bebauungsplan-Entwurfs in der Fassung vom .................... hat in der Zeit
vom .................... bis .................... stattgefunden (§ 3 Abs. 2 BauGB). Die
entsprechende Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
zum Bebauungsplan-Entwurf in der Fassung vom .................... hat in der Zeit
vom .................... bis .................... stattgefunden (§ 4 Abs. 2 BauGB)

 Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan in der Fassung
vom .................... wurde vom Gemeinderat am .................... gefasst (§ 10 Abs. 1
BauGB).

 
 
 ...................., den ...............................................................

 ............................................................................................
         (Siegel)  (Albrecht, Erster Bürgermeister)

 2. Die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zum
Bebauungsplan erfolgte am ....................; dabei wurde auf die Rechtsfolgen der §§
44 und 215 BauGB sowie auf die Einsehbarkeit des Bebauungsplans hingewiesen.
Mit der Bekanntmachung trat der Bebauungsplan in der Fassung vom ....................
in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 
 ...................., den ...............................................................

 ............................................................................................
       (Siegel)  (Ralf Müller, Verwaltungsrat)

A        Festsetzungen

1          Geltungsbereich und Abgrenzung unterschiedlicher baulicher Nutzungen

1.1                                            Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des
                                               vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

1.2                                            Abgrenzung von unterschiedlichen baulichen
                                               Nutzungen (Gebäudehöhe und Dachform)

2          Art der Nutzung

2.1      GE                                  Gewerbegebiet  (gem. § 8 BauNVO);

3          Maß der baulichen Nutzung

3.1      GR 8490                          höchstzulässige Grundfläche (GR) in qm
                                               (z.B. 8.490 qm)

3.2      Die festgesetzte GR kann durch die in § 19 Abs. 4 BauNVO Nr. 1-3 genannten
         Anlagen bis zu einer Gesamt-Grundflächenzahl von max. 0,85 überschritten
         werden.

3.3      WH 587,80m ü NN           Maximal zulässige Wandhöhe in Meter über NN,
                                               z.B. 587,80m ü NN; die Wandhöhe wird bis zum
                                               Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut
                                               gemessen (Attika);
                                               Auf dem Dach aufgeständerte Anlagen zur Nutzung
                                               alternativer Energieerzeugung dürfen diese Höhe
                                               überschreiten.

3.4      OKFFB EG 576,30m üNN      Maximal zulässige Höhe des EG in Meter über NN,
                                               z.B. 576,30 m ü NN;

3.5      Die Wand- und Firsthöhen dürfen in den Bauräumen 1 und 2 für technische
          Aufbauten, wie Oberlichter, Treppenhäuser, Aufzugsschächte (Überfahrt) etc.
          um bis zu 1,5m überschritten werden.
        

Nicht zulässig sind:
- Tankstellen
- Anlagen für sportliche Zwecke, sowie die nach
  § 8 Abs.3 ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für
  Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, sowie für
  Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbe-
  betrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche
  und Baumasse untergeordnet sind-
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und
  gesundheitliche Zwecke, Vergnügungsstätten

Zulässig sind nur solche Nutzungen, zu deren
Durchführung sich der Vorhabenträger in einem
Durchführungsvertrag verpflichtet.
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung
zulässig.

4        Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

4.1     Es wird die abweichende Bauweise festgesetzt.
         Gebäude müssen mit  seitlichem Grenzabstand errichtet werden.
        Die maximale Gebäudelänge  beträgt 110m.

4.2                                            Baugrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
                                               i.V.m. § 23 Abs. 1 BauNVO)

4.3     Die festgesetzten Baugrenzen dürfen durch Grundflächen von untergeordneten
        baulichen Anlagen wie z.B. Balkone, Außentreppen, Dachüberstände,
        Laderampen und Wintergärten um bis zu 2 m überschritten werden.

4.4     Untergeordnete bauliche Anlagen, die die Barrierefreiheit eines  Gebäudes er-
        möglichen, insbesondere Rampen und Aufzüge sind  auch außerhalb der
        festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche  zulässig.

4.5      Hinsichtlich der Abstandsflächen ist grundsätzlich der Wert 0,25 H  einzuhalten.

 
5         Bauliche Gestaltung

5.1     FD                                   nur Flachdächer mit einer max.
                                               Dachneigung von 8° zulässig

5.2     Für untergeordnete Bauteile und erdgeschossige Anbauten sind auch
        andere Dachformen zulässig.

5.3     Anlagen zur alternativen Energiegewinnung auf dem Dach
        sind auch in aufgeständerter Form zugelassen.

5.4     Einfriedungen an Grundstücksgrenzen dürfen eine Höhe von 2,25 m
        nicht überschreiten; Sie sind sockellos und mit einem Bodendurchschlupf
        von mindestens 10 cm für Tiere auszubilden.

6         Erschließung, Stellplätze, Nebenanlagen

6.1                                            öffentliche Straßenverkehrsfläche

6.2                                            Straßenbegrenzungslinie

6.3                                            Ein- und Ausfahrtsbereich

6.4                                            Bereich Bedarfszufahrt für Feuerwehr

6.5     Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO, überdachte Fahrradstellplätze,
        Trafohäuschen und nichtüberdachte Stellplätze sind auch außerhalb der festgesetzten
         überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

6.6     Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen befestigten
        Flächen ist, soweit die Bodenbeschaffenheit dies zulässt, zu versickern.   
        Für die Entwässerung von Niederschlagswasser ist das Entwässerungskonzept
        zum Bebauungsplan (siehe Anhang) maßgeblich.

        Anfallendes unverschmutztes Niederschlagswasser ist in  Sickermulden anzustauen
        und unter Bemessung eines 25% über einem 10 jährigen Starkregenereignis
        liegenden Starkregens zu sammeln und gedrosselt ( max. 4 ltr/s) in den vorhandenen
        Retentionsteich abzugeben.

7         Grünordnung

7.1                                            Straßenbegleitgrün
                                                Pflanzfläche zur Niederschlagswasserbeseitigung
                                                

7.2     Die Flächen zum Pflanzen von Bäumen und Sträuchern sind Teil des
        Niederschlagswasserentsorgungskonzeptes und sind mit 11 Birken und zusätzlich
        mit heimischen Sträuchern zu bepflanzen, gemäß Grünordnungsplanung.

7.3                                            Öffentliche Grünfläche, Ortsrandbegrünung
                                                Nähere Definition im Grünordnungsplan

7.4                                            Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
                                                Entwicklung von Natur und Landschaft
                                                Nähere Definition im Grünordnungsplan

       
7.5     Die notwendigen Retentionsflächen / -mulden werden nach Berechnung des
        Ing.-Büro Glatz in einem seperaten Plan festgelegt. Diese sind als Dauergrünland/
        Magerrasenflächen anzulegen  und entsprechend den Regeln für
        Retensionsräume  der Ammerseewerke gkU zu pflegen.

7.6     Oberirdische Stellplätze sind wasserdurchlässig zu befestigen
        z.B. Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, wassergebundene Decken.

7.7     Die Gehölzpflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der
        Erschließung durchzuführen. Ausfallende Gehölze sind spätestens in der
        folgenden Vegetationsperiode entsprechend den festgesetzten Standorten
        nach Freiflächengestaltungsplan nachzupflanzen.

8.       Eingriffsregelung nach dem BNatSchG

        Im Rahmen der Beurteilung des Eingriffes (in Naturhaushalt und Landschaftsbild)
        wird festgestellt, dass ein Ausgleich erforderlich ist, da die Eingriffe ohne
        planerische Entscheidung nicht zulässig waren (§ 1a Abs. 3 BauGB).
        Der notwendige Ausgleich wird im gesonderten Plan des Büro für
        Landschaftsarchitektur	Dipl.-Ing. Katrin Mohrenweis festgelegt.

9.        Werbeanlagen

        Firmengebundene Werbeanlagen sind an der Fassade erlaubt.
        Im Zufahrtsbereich sind zusätzlich Stehlen als Infotafeln erlaubt
        mit einer maximalen Höhe von 4m. Ansonsten gelten die
        Festsetzungen im Grünordnungsplan.

10      Stellplatzbedarf

         Der gewerbliche Stellplatzbedarf richtet sich nach der Verordnung über den Bau
         und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze
         (GaStellV) in der jeweils geltenden Fassung.

11      Hinweise

11.1   Fassadenbegrünung

         Eine Begrünung der Fassaden mit sommer- oder wintergrünen Arten, bzw. das
         Anlegen von Spalieren ist ausdrücklich erwünscht.
          
         Echter Wein (Vitis vinifera) Spalierobst 
         Gewöhnlicher Efeu (Hedera helix) Waldgeißblatt (Lonicera in Arten und Sorten) 
         Kletterrosen Waldrebe (Clematis in Arten und Sorten). 

11.2   CO2-Einsparung

         Es wird angeregt die Gebäude in Niedrigenergiebauweise (z.B. Passivhaus, Null-
         oder Plusenergiehaus, KfW-55/KfW-70) zu errichten; dabei soll der Wärmebedarf
         maximal 70 kWh/(m²a) betragen.

11.3   Photovoltaikanlagen
         Bei der Errichtung von Photovoltaikanlagen wird angeregt, einen Feuerwehr-
         Schutzschalter (z.B. Feuerwehrschalter SOL30- Safety) gut sichtbar
         und zugänglich einzubauen. Dieser kann im Brandfall oder bei Beschädigung
         der Verkabelung die Solarzellen passiv schalten, damit kein Strom produziert
         werden kann.

11.4   Niederschlagswasserbeseitigung
         Für die Versickerung nicht verunreinigten Niederschlagswassers  gelten
         grundsätzlich die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung  (NWFreiV)
         und die  Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von  gesammeltem
         Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW).
         Kann die Flächenversickerung oder das Anlegen von Sickermulden aus
         Platzgründen nicht verwirklicht werden, so ist eine linienförmige
         Versickerung über Rigolen oder Sickerrohre anzustreben.
         Die punktuelle Versickerung über Sickerschächte ist nur anzuwenden,
         wenn zwingende Gründe eine der vorgenannten Lösungen ausschließen.
         Bei unterirdischen Versickerungsanlagen ist in jedem Fall eine ausreichende
         Vorreinigung vorzuschalten.
         Bei der Planung und Ausführung der Niederschlagswasserbeseitigungs-
         anlagen sind die Grundsätze der  Regenwasserbewirtschaftung in
         Siedlungen gem. ATV-DVWK Merkblatt M153 zu beachten.

         
Kartengrundlage:   

         Digitale Flurkarte der Bayer. Vermessungsverwaltung,
         Luftbilder LVG  Bayern.

Maßentnahme:  

         Planzeichnung zur Maßentnahme nur bedingt geeignet;
         keine  Gewähr für Maßhaltigkeit.
         Bei der Vermessung sind etwaige Differenzen auszugleichen.

Planfertiger:      

         Schondorf, den                  ..…………….…………………..…………………………….

                                                .........................................................................................
                                                (Dipl. Ing. Architekt Edgar Bürger)

 

Gemeinde:       
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Satzung

Die Gemeinde Greifenberg erlässt aufgrund § § 2, 9 und 10  Baugesetzbuch -BauGB-, Art.
81 Bayerische Bauordnung -BayBO- und Art. 23 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern
-GO- diesen Bebauungsplan als Satzung.
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